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das Barmenia SterbeGeld Plus 
(Lebenslange Todesfallversicherung) 

Barmenia 
        Versicherungen 

Barmenia 
Lebensversicherung a. G. 
 
Hauptverwaltung 
Barmenia-Allee 1 
42119 Wuppertal 
 
 
 
 
 

Sehr geehrte Kundin, 
sehr geehrter Kunde, 
 
mit diesen Versicherungsbedingungen wenden wir 
uns an Sie als unseren Versicherungsnehmer und 
Vertragspartner. 
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§ 1 Welche Leistungen erbringen wir? 
Unsere Leistung im Todesfall 
(1) Wir zahlen die vereinbarte Versicherungssumme, 
wenn die versicherte Person nach Ablauf von 36 Mo-
naten seit dem im Versicherungsschein angegebe-
nen Versicherungsbeginn stirbt. Stirbt die versicherte 
Person vor Ablauf der 36 Monate, zahlen wir die ein-
gezahlten Beiträge zurück. Wir zahlen jedoch auch 
dann höchstens die vereinbarte Versicherungs-
summe. 
 
(2) Ist der Tod durch einen Unfall, der sich innerhalb 
der ersten 36 Monate seit Versicherungsbeginn er-
eignet hat, eingetreten, zahlen wir auch bei Tod der 
versicherten Person während dieses Zeitraums die 
vereinbarte Versicherungssumme. Ein Unfall liegt 
vor, wenn die versicherte Person durch ein plötzlich 
von außen auf ihren Körper wirkendes Ereignis un-
freiwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet. 
 
Rechnungsgrundlagen der Prämienkalkulation 
(3) Der Berechnung der Versicherungssumme liegen 
vom Geschlecht unabhängige Sterbenswahrschein-
lichkeiten auf Basis der Sterbetafel DAV 1994 T und 
ein Rechnungszins von 0,90 % zu Grunde (Rech-
nungsgrundlagen der Prämienkalkulation). 
 
Weitere Leistungen 
(4) Außer den im Versicherungsschein ausgewiese-
nen garantierten Leistungen erhalten Sie weitere 
Leistungen aus der Überschussbeteiligung (siehe 
§ 2). 
 
§ 2 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung? 
Sie erhalten gemäß § 153 des Versicherungsver-
tragsgesetzes eine Überschussbeteiligung. Diese 
umfasst eine Beteiligung an den Überschüssen und 
an den Bewertungsreserven. Die Überschüsse und 
die Bewertungsreserven ermitteln wir nach den Vor-
schriften des Handelsgesetzbuches und veröffentli-
chen sie jährlich im Geschäftsbericht. 
 
(1) Grundsätze und Maßstäbe für die Über-
schussbeteiligung der Versicherungsnehmer in 
ihrer Gesamtheit 
(a) Überschüsse können aus drei verschiedenen 
Quellen entstehen: 
- den Kapitalerträgen, 
- dem Risikoergebnis und  
- dem übrigen Ergebnis. 
 
Wir beteiligen unsere Versicherungsnehmer in ihrer 
Gesamtheit an diesen Überschüssen; dabei beachten 
wir die Verordnung über die Mindestbeitragsrücker-

 
 
 
stattung in der Lebensversicherung (Mindestzufüh-
rungsverordnung) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Kapitalerträge 
Von den Nettoerträgen der nach der Mindestzufüh-
rungsverordnung maßgeblichen Kapitalanlagen er-
halten die Versicherungsnehmer insgesamt mindes-
tens den dort genannten prozentualen Anteil. In der 
derzeitigen Fassung der Mindestzuführungsverord-
nung sind grundsätzlich 90 % vorgeschrieben. Aus 
diesem Betrag werden zunächst die Mittel entnom-
men, die für die garantierten Leistungen benötigt 
werden. Die verbleibenden Mittel verwenden wir für 
die Überschussbeteiligung der Versicherungsneh-
mer. 
 
Risikoergebnis 
Weitere Überschüsse entstehen, wenn die Sterblich-
keit der versicherten Personen niedriger ist als bei 
der Tarifkalkulation zu Grunde gelegt. In diesem Fall 
müssen wir weniger Leistungen für Todesfälle als 
ursprünglich angenommen zahlen und können daher 
die Versicherungsnehmer an dem entstehenden Ri-
sikoergebnis beteiligen. An diesen Überschüssen 
werden die Versicherungsnehmer nach der derzeiti-
gen Fassung der Mindestzuführungsverordnung 
grundsätzlich zu mindestens 90 % beteiligt. 
 
Übriges Ergebnis 
Am übrigen Ergebnis werden die Versicherungs-
nehmer nach der derzeitigen Fassung der Mindest-
zuführungsverordnung grundsätzlich zu mindestens 
50 % beteiligt. Überschüsse aus dem übrigen Er-
gebnis können beispielsweise entstehen, wenn 
- die Kosten niedriger sind als bei der Tarifkalkula-

tion angenommen oder 
- wir andere Einnahmen als aus dem Versiche-

rungsgeschäft haben, z. B. Erträge aus Dienst-
leistungen, die wir für andere Unternehmen er-
bringen. 

 
(b) Die auf die Versicherungsnehmer entfallenden 
Überschüsse führen wir der Rückstellung für Bei-
tragsrückerstattung zu oder schreiben sie unmittel-
bar den überschussberechtigten Versicherungsver-
trägen gut (Direktgutschrift). 
 
Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung dient 
dazu, Schwankungen der Überschüsse auszuglei-
chen. Sie darf grundsätzlich nur für die Überschuss-
beteiligung der Versicherungsnehmer verwendet 
werden. Nur in Ausnahmefällen und mit Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde können wir hiervon nach § 140 
Abs. 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes abwei-
chen. 
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Dies dürfen wir, soweit die Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung nicht auf bereits festgelegte Über-
schussanteile entfällt. Nach der derzeitigen Fassung 
des § 140 Abs. 1 Versicherungsaufsichtsgesetz 
können wir im Interesse der Versicherungsnehmer 
die Rückstellung für Beitragsrückerstattung heran-
ziehen, um: 
- einen drohenden Notstand abzuwenden, 
- unvorhersehbare Verluste aus den überschuss-

berechtigten Verträgen auszugleichen, die auf 
allgemeine Änderungen der Verhältnisse zu-
rückzuführen sind, oder 

- die Deckungsrückstellung zu erhöhen, wenn die 
Rechnungsgrundlagen auf Grund einer unvor-
hersehbaren und nicht nur vorübergehenden 
Änderung der Verhältnisse angepasst werden 
müssen. 

 
Wenn wir die Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung zum Verlustausgleich oder zur Erhöhung der 
Deckungsrückstellung heranziehen, belasten wir die 
Versichertenbestände verursachungsorientiert. 
 
(c) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Markt-
wert der Kapitalanlagen über dem Wert liegt, mit 
dem die Kapitalanlagen im Geschäftsbericht ausge-
wiesen sind. Die Höhe der Bewertungsreserven er-
mitteln wir monatlich neu und ordnen den ermittelten 
Wert den anspruchsberechtigten Verträgen nach ei-
nem verursachungsorientierten Verfahren anteilig 
rechnerisch zu. Die Einzelheiten des verursachungs-
orientierten Verfahrens werden im Rahmen der An-
gaben zur Überschussbeteiligung in unserem Ge-
schäftsbericht veröffentlicht.  
 
Die Höhe der Bewertungsreserven kann auch in kur-
zen Zeitspannen größeren Schwankungen unterlie-
gen. Um die Auswirkungen dieser Schwankungen 
auf die Leistung aus der Beteiligung an den Bewer-
tungsreserven abzumildern, können wir eine über 
den gesetzlichen Anspruch gemäß § 153 Abs. 3 
Versicherungsvertragsgesetz hinausgehende Min-
destbeteiligung an den Bewertungsreserven gewäh-
ren. 
 
(2) Grundsätze und Maßstäbe für die Über-
schussbeteiligung Ihres Vertrages  
(a) Wir haben gleichartige Versicherungen (z. B. Ri-
sikoversicherungen, Berufsunfähigkeitsversicherun-
gen) zu Bestandsgruppen zusammengefasst. Be-
standsgruppen bilden wir, um die Unterschiede bei 
den versicherten Risiken zu berücksichtigen. Die 
Überschüsse verteilen wir auf die einzelnen Be-
standsgruppen nach einem verursachungsorientier-
ten Verfahren. 
 
Ihre Versicherung erhält Anteile an den Überschüs-
sen derjenigen Bestandsgruppe, die in Ihrem Versi-
cherungsschein genannt ist. Die Mittel für die Über-
schussanteile werden bei der Direktgutschrift zu Las-
ten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert, 
ansonsten der Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung entnommen. Die Höhe der Überschussanteil-
sätze (einschließlich des Anteilsatzes für die Min-
destbeteiligung an den Bewertungsreserven) legen 
wir jedes Jahr fest. Wir veröffentlichen die Über-
schussanteilsätze in unserem Geschäftsbericht. Die-
sen können Sie sich auf unserer Internetseite anse-
hen. 
 
Laufende Überschussbeteiligung 
(b) Die laufenden Überschussanteile werden ab Ver-
sicherungsbeginn in jedem Monat fällig. Der laufen-
de Überschussanteil besteht aus einem Grundüber-
schussanteil, einem Risikoüberschussanteil und ei-
nem Zinsüberschussanteil. Bei Versicherungen mit 

laufenden Beiträgen (vgl. § 9 Abs. 1) enthält der lauf-
fende Überschussanteil in jedem Monat, in dem eine 
Versicherungsperiode beginnt (vgl. § 9 Abs. 2), au-
ßerdem einen Zusatzüberschussanteil. Mit dem 
Grundüberschussanteil und dem Zusatzüberschuss-
anteil wird Ihre Versicherung an den Kostenüber-
schüssen beteiligt. Der Grundüberschussanteil ist 
ein Geldbetrag in Euro. Bemessungsgrundlage für 
den Risikoüberschussanteil ist der zur Deckung des 
Todesfallrisikos bestimmte, nach anerkannten Re-
geln der Versicherungsmathematik berechnete Risi-
kobeitrag im Monat der Fälligkeit (überschussbe-
rechtigter Risikobeitrag). Der Zinsüberschussanteil 
bemisst sich nach dem mit dem verwendeten Rech-
nungszins (vgl. § 1 Abs. 3) um einen Monat abge-
zinsten Deckungskapital zum Monatsende (maßge-
bendes Deckungskapital). Der Zusatzüberschussan-
teil bemisst sich nach dem überschussberechtigten 
Beitrag. Dies ist der in der Versicherungsperiode der 
Fälligkeit des Zusatzüberschussanteils für Ihre Ver-
sicherung zu zahlende laufende Beitrag. 
 
(c) Die laufenden Überschussanteile eines Versiche-
rungsjahres werden bis zum Ende des Versiche-
rungsjahres verzinslich angesammelt und zu Beginn 
des nächsten Versicherungsjahres für einen Bonus 
verwendet. Der Bonus ist eine zusätzliche Versiche-
rungssumme, die bei Tod der versicherten Person 
nach Ablauf der ersten 36 Monate seit Versiche-
rungsbeginn fällig wird. Bei Tod der versicherten 
Person vor Ablauf der 36 Monate wird der Bonus fäl-
lig, wenn der Tod durch einen Unfall, der sich inner-
halb der ersten 36 Monate seit Versicherungsbeginn 
ereignet hat, eingetreten ist; ansonsten wird bei Tod 
der versicherten Person während dieses Zeitraums 
keine Leistung aus dem Bonus fällig. Der Bonus ist 
selbst wiederum am Überschuss beteiligt. Bei der 
Berechnung des Betrags, der durch die angesam-
melten laufenden Überschussanteile hinzukommt, 
werden wir die zum Berechnungstermin für neu ab-
zuschließende Verträge geltenden Rechnungsgrund-
lagen (Sterbetafel, Rechnungszins) zu Grunde le-
gen. 
 
Schlussüberschussbeteiligung 
(d) Sofern mehr als ein Drittel des Zeitraums vom 
Versicherungsbeginn bis zum Ende des Versiche-
rungsjahres, in dem die versicherte Person das 85. 
Lebensjahr vollendet, oder mehr als 120 Monate 
(Wartezeit) zurückgelegt sind, erhält Ihre Versiche-
rung einen Schlussüberschussanteil, wenn die Ver-
sicherung durch Tod der versicherten Person oder 
durch Rückkauf endet. Der Schlussüberschussanteil 
bemisst sich nach dem maßgebenden Guthaben. 
Das maßgebende Guthaben wird ermittelt, indem die 
Stände des Deckungskapitals Ihrer Versicherung 
und des Deckungskapitals des Bonus eines jeden 
Monats der abgelaufenen Versicherungsdauer auf-
summiert und das Ergebnis durch zwölf geteilt wird. 
Bei Beendigung der Versicherung vor Ablauf des 
Versicherungsjahres, in dem die versicherte Person 
das 85. Lebensjahr vollendet, wird der vorstehend 
ermittelte Wert zusätzlich mit dem Verhältnis aus der 
Dauer vom Ende der Wartezeit für den Schlussüber-
schussanteil bis zum Berechnungstermin zu der 
Dauer vom Ende der Wartezeit für den Schlussüber-
schussanteil bis zum Ende des Versicherungsjahres, 
in dem die versicherte Person das 85. Lebensjahr 
vollendet, multipliziert. Als Berechnungstermin gilt 
dabei das Ende des Monats, in dem die Versiche-
rung beendet wird. 
 
Beteiligung an den Bewertungsreserven 
(e) Bei Beendigung Ihres Vertrages wird Ihrem Ver-
trag der für diesen Zeitpunkt zugeordnete Anteil an 
den Bewertungsreserven gemäß der jeweils gelten

den gesetzlichen Regelung zugeteilt und ausgezahlt; 
derzeit sieht § 153 Abs. 3 Versicherungsvertragsge-
setz eine Beteiligung in Höhe der Hälfte der zuge-
ordneten Bewertungsreserven vor. Aufsichtsrechtli-
che Regelungen können dazu führen, dass die Be-
teiligung an den Bewertungsreserven ganz oder 
teilweise entfällt. 
 
Sofern mehr als ein Drittel des Zeitraums vom Versi-
cherungsbeginn bis zum Ende des Versicherungs-
jahres, in dem die versicherte Person das 85. Le-
bensjahr vollendet, oder mehr als 120 Monate (War-
tezeit) zurückgelegt sind, erhält Ihre Versicherung 
bei Beendigung jedoch mindestens die festgelegte 
Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven. Die 
Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven be-
rechnen wir mit der gleichen Bemessungsgröße wie 
den Schlussüberschussanteil (maßgebendes Gut-
haben, vgl. Absatz 2 Buchstabe d) und dem bei Fäl-
ligkeit gültigen Anteilsatz. Ist die Mindestbeteiligung 
an den Bewertungsreserven bei Fälligkeit höher als 
die Beteiligung an den Bewertungsreserven gemäß 
§ 153 Abs. 3 Versicherungsvertragsgesetz, erfolgt 
keine weitere Beteiligung an den Bewertungsreser-
ven. Ansonsten wird sie auf die Beteiligung an den 
Bewertungsreserven gemäß § 153 Abs. 3 Versiche-
rungsvertragsgesetz angerechnet. 
 
(3) Information über die Höhe der Überschussbe-
teiligung 
Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vie-
len Einflüssen ab. Diese sind nicht vorhersehbar und 
von uns nur begrenzt beeinflussbar. Wichtigster Ein-
flussfaktor ist dabei die Zinsentwicklung des Kapi-
talmarkts. Aber auch die Entwicklung des versicher-
ten Risikos und der Kosten sind von Bedeutung. Die 
Höhe der künftigen Überschussbeteiligung kann also 
nicht garantiert werden. Sie kann auch null Euro be-
tragen. 
 
§ 3 Wann beginnt Ihr Versicherungs-
 schutz? 
Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn Sie den Ver-
trag mit uns abgeschlossen haben, jedoch nicht vor 
dem im Versicherungsschein angegebenen Versi-
cherungsbeginn. Allerdings kann unsere Leistungs-
pflicht entfallen, wenn Sie den Beitrag nicht rechtzei-
tig zahlen (vgl. § 9 Abs. 2 und 3 und § 10). 
 
§ 4 Was gilt bei Polizei- oder Wehrdienst, 
 Unruhen, Krieg oder Einsatz bzw. Frei-
 setzen von ABC-Waffen/-Stoffen? 
(1) Grundsätzlich leisten wir unabhängig davon, auf 
welcher Ursache der Versicherungsfall beruht. Wir 
leisten auch dann, wenn die versicherte Person in 
Ausübung des Polizei- oder Wehrdienstes oder bei 
inneren Unruhen gestorben ist. 
 
(2) Stirbt die versicherte Person in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen 
Ereignissen, vermindert sich unsere Leistung auf 
den für den Todestag berechneten Rückkaufswert 
Ihrer Versicherung (§ 12 Abs. 3 und 5), falls dieser 
niedriger ist als die Todesfallleistung. Diese Ein-
schränkung unserer Leistung entfällt, wenn die ver-
sicherte Person in unmittelbarem oder mittelbarem 
Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen stirbt, 
denen sie während eines Aufenthaltes außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt und an de-
nen sie nicht aktiv beteiligt war. 
 
(3) Stirbt die versicherte Person in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang mit dem vorsätzli-
chen Einsatz von atomaren, biologischen oder che-
mischen Waffen oder dem vorsätzlichen Einsatz  
oder der vorsätzlichen Freisetzung von radioaktiven,
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biologischen oder chemischen Stoffen, vermindert 
sich unsere Leistung auf den für den Todestag be-
rechneten Rückkaufswert Ihrer Versicherung (§ 12 
Abs. 3 und 5), wenn dieser niedriger als die Todes-
fallleistung ist. Dies gilt nur, sofern mit dem Einsatz 
oder dem Freisetzen eine nicht vorhersehbare Ver-
änderung des Leistungsbedarfs gegenüber den 
technischen Berechnungsgrundlagen derart verbun-
den ist, dass die Erfüllbarkeit der zugesagten Leis-
tungen nicht mehr gewährleistet ist, und dies von ei-
nem von uns zu bestellenden unabhängigen Treu-
händer bestätigt wird. Unsere Leistung vermindert 
sich nicht, wenn die versicherte Person in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriege-
rischen Ereignissen stirbt, denen sie während eines 
Aufenthaltes außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv 
beteiligt war. 
 
§ 5 Was gilt bei vorsätzlicher Selbsttötung 
 der versicherten Person? 
(1) Bei vorsätzlicher Selbsttötung leisten wir, wenn 
seit Abschluss des Vertrages drei Jahre vergangen 
sind. 
 
(2) Bei vorsätzlicher Selbsttötung vor Ablauf der 
Dreijahresfrist besteht Versicherungsschutz nur 
dann, wenn uns nachgewiesen wird, dass die Tat in 
einem die freie Willensbestimmung ausschließenden 
Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit be-
gangen worden ist. Anderenfalls zahlen wir den für 
den Todestag berechneten Rückkaufswert Ihrer Ver-
sicherung (§ 12 Abs. 3 und 5), falls dieser niedriger 
ist als die Todesfallleistung. 
 
(3) Wenn unsere Leistungspflicht durch eine Ände-
rung der Versicherung erweitert wird oder die Versi-
cherung wiederhergestellt wird, beginnt die Dreijah-
resfrist bezüglich des geänderten oder wiederherge-
stellten Teils neu. 
 
§ 6 Was ist zu beachten, wenn eine Leis-
 tung beansprucht wird? 
(1) Wird eine Leistung aus der Versicherung bean-
sprucht, können wir verlangen, dass uns der Versi-
cherungsschein und ein Zeugnis über den Tag der 
Geburt der versicherten Person sowie die Auskünfte 
nach § 19 vorgelegt werden. 
 
(2) Der Tod der versicherten Person muss uns un-
verzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) mitge-
teilt werden. Außerdem muss uns eine amtliche 
Sterbeurkunde mit Angabe von Alter und Geburtsort 
vorgelegt werden. Zusätzlich muss uns eine ausführ-
liche ärztliche oder amtliche Bescheinigung über die 
Todesursache vorgelegt werden. Aus der Bescheini-
gung müssen sich Beginn und Verlauf der Krankheit, 
die zum Tod der versicherten Person geführt hat, er-
geben. 
 
(3) Wir können weitere Nachweise und Auskünfte 
verlangen, wenn dies erforderlich ist, um unsere 
Leistungspflicht zu klären. Die Kosten hierfür muss 
diejenige Person tragen, die die Leistung bean-
sprucht. 
 
(4) Unsere Leistungen werden fällig, nachdem wir 
die Erhebungen abgeschlossen haben, die zur Fest-
stellung des Versicherungsfalls und des Umfangs 
unserer Leistungspflicht notwendig sind. Wenn eine 
der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Pflichten 
nicht erfüllt wird, kann dies zur Folge haben, dass 
wir nicht feststellen können, ob oder in welchem Um-
fang wir leistungspflichtig sind. Eine solche Pflicht-
verletzung kann somit dazu führen, dass unsere 
Leistung nicht fällig wird.

(5) Bei Überweisung von Leistungen in Länder au-
ßerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums trägt 
die empfangsberechtigte Person die damit verbun-
dene Gefahr. 
 
§ 7 Welche Bedeutung hat der Versiche-
 rungsschein? 
(1) Wir können Ihnen den Versicherungsschein in 
Textform übermitteln. Stellen wir diesen als Doku-
ment in Papierform aus, dann liegt eine Urkunde vor. 
Sie können die Ausstellung als Urkunde verlangen. 
 
(2) Den Inhaber der Urkunde können wir als berech-
tigt ansehen, über die Rechte aus dem Vertrag zu 
verfügen, insbesondere Leistungen in Empfang zu 
nehmen. Wir können aber verlangen, dass uns der 
Inhaber der Urkunde seine Berechtigung nachweist. 
 
§ 8 Wer erhält die Leistung? 
(1) Als unser Versicherungsnehmer können Sie be-
stimmen, wer die Leistung erhält. Wenn Sie keine 
Bestimmung treffen, leisten wir an Sie; sind Sie ver-
sicherte Person, leisten wir bei Ihrem Tod an Ihre 
Erben. 
 
Bezugsberechtigung 
(2) Sie können uns widerruflich oder unwiderruflich 
eine andere Person benennen, die die Leistung er-
halten soll (Bezugsberechtigter). 
 
Wenn Sie ein Bezugsrecht widerruflich bestimmen, 
erwirbt der Bezugsberechtigte das Recht auf die 
Leistung erst mit dem Eintritt des jeweiligen Versi-
cherungsfalles. Deshalb können Sie Ihre Bestim-
mung bis zum Eintritt des jeweiligen Versicherungs-
falles jederzeit widerrufen. 
 
Sie können ausdrücklich bestimmen, dass der Be-
zugsberechtigte sofort und unwiderruflich das 
Recht auf die Leistung erhält. Sobald uns Ihre Erklä-
rung zugegangen ist, kann dieses Bezugsrecht nur 
noch mit Zustimmung des unwiderruflich Bezugsbe-
rechtigten geändert werden. 
 
Abtretung und Verpfändung 
(3) Sie können das Recht auf die Leistung bis zum 
Eintritt des jeweiligen Versicherungsfalles grundsätz-
lich ganz oder teilweise an Dritte abtreten und ver-
pfänden, soweit derartige Verfügungen rechtlich 
möglich sind. 
 
Anzeige 
(4) Die Einräumung und der Widerruf eines Bezugs-
rechts (Absatz 2) sowie die Abtretung und die Ver-
pfändung (Absatz 3) sind uns gegenüber nur und 
erst dann wirksam, wenn sie uns vom bisherigen Be-
rechtigten in Textform angezeigt worden sind. Der 
bisherige Berechtigte sind im Regelfall Sie als unser 
Versicherungsnehmer. Es können aber auch andere 
Personen sein, sofern Sie bereits zuvor Verfügungen 
(z. B. unwiderrufliche Bezugsberechtigung, Abtre-
tung, Verpfändung) getroffen haben. 
 
§ 9 Was müssen Sie bei der Beitragszah-
 lung beachten? 
(1) Die Beiträge zu Ihrer Versicherung können Sie je 
nach Vereinbarung in einem einzigen Betrag (Ein-
malbeitrag) oder monatlich, vierteljährlich, halbjähr-
lich oder jährlich (laufende Beiträge) zahlen. 
 
(2) Den ersten Beitrag oder den Einmalbeitrag müs-
sen Sie unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zö-
gern) nach Abschluss des Vertrages zahlen, jedoch 
nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, im Versiche-
rungsschein angegebenen Versicherungsbeginn.  
Alle weiteren Beiträge (Folgebeiträge) werden zu 

Beginn der vereinbarten Versicherungsperiode fällig. 
Die Versicherungsperiode umfasst bei beitragspflich-
tigen Versicherungen entsprechend der Zahlungs- 
weise einen Monat, ein Vierteljahr, ein halbes Jahr 
bzw. ein Jahr. Bei Versicherungen gegen Einmalbei-
trag und bei beitragsfreien Versicherungen ist die 
Versicherungsperiode ein Monat. 
 
(3) Sie haben den Beitrag rechtzeitig gezahlt, wenn 
Sie bis zum Fälligkeitstag (Absatz 2) alles getan ha-
ben, damit der Beitrag bei uns eingeht. Wenn die 
Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart 
wurde (SEPA-Lastschriftverfahren), gilt die Zahlung 
in folgendem Fall als rechtzeitig: 
- Der Beitrag konnte am Fälligkeitstag eingezogen 

werden und 
- Sie haben einer berechtigten Einziehung nicht 

widersprochen. 
 
Konnten wir den fälligen Beitrag ohne Ihr Verschul-
den nicht einziehen, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich (d. h. ohne 
schuldhaftes Zögern) nach unserer Zahlungsauffor-
derung erfolgt. Haben Sie zu vertreten, dass der Bei-
trag wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind 
wir berechtigt, künftig die Zahlung außerhalb des 
SEPA-Lastschriftverfahrens zu verlangen. 
 
(4) Sie müssen die Beiträge auf Ihre Gefahr und Ihre 
Kosten zahlen. 
 
(5) Bei Fälligkeit einer Leistung werden wir etwaige 
Beitragsrückstände verrechnen. 
 
§ 10 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag 
 nicht rechtzeitig zahlen? 
Erster Beitrag oder Einmalbeitrag 
(1) Wenn Sie den ersten Beitrag oder den Einmal-
beitrag nicht rechtzeitig zahlen, können wir - solange 
die Zahlung nicht bewirkt ist - gemäß § 37 Versiche-
rungsvertragsgesetz vom Vertrag zurücktreten. In 
diesem Fall können wir von Ihnen die Kosten für 
ärztliche Untersuchungen im Rahmen einer Ge-
sundheitsprüfung verlangen. Wir sind nicht zum 
Rücktritt berechtigt, wenn uns nachgewiesen wird, 
dass Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu ver-
treten haben. 
 
(2) Ist der erste Beitrag oder der Einmalbeitrag bei 
Eintritt des Versicherungsfalles noch nicht gezahlt, 
sind wir nicht zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nur, 
wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Text-
form oder durch einen auffälligen Hinweis im Versi-
cherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam 
gemacht haben. Unsere Leistungspflicht bleibt je-
doch bestehen, wenn Sie uns nachweisen, dass Sie 
das Ausbleiben der Zahlung nicht zu vertreten ha-
ben. 
 
Folgebeitrag 
(3) Zahlen Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig, 
können wir Ihnen gemäß § 38 Versicherungsver-
tragsgesetz auf Ihre Kosten in Textform eine Zah-
lungsfrist setzen. Die Zahlungsfrist muss mindestens 
zwei Wochen betragen. 
 
(4) Für einen Versicherungsfall, der nach Ablauf der 
gesetzten Zahlungsfrist eintritt, entfällt oder vermin-
dert sich der Versicherungsschutz, wenn Sie sich bei 
Eintritt des Versicherungsfalles noch mit der Zahlung 
in Verzug befinden. Voraussetzung ist, dass wir Sie 
bereits mit der Fristsetzung auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen haben. 
 
(5) Nach Ablauf der gesetzten Zahlungsfrist können 
wir den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungs-
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frist kündigen, wenn Sie sich noch immer mit den 
Beiträgen, Zinsen oder Kosten in Verzug befinden. 
Voraussetzung ist, dass wir Sie bereits mit der Frist-
setzung auf diese Rechtsfolge hingewiesen haben. 
Wir können die Kündigung bereits mit der Fristset-
zung erklären. Sie wird dann automatisch mit Ablauf 
der Frist wirksam, wenn Sie zu diesem Zeitpunkt 
noch immer mit der Zahlung in Verzug sind. Auf die-
se Rechtsfolge müssen wir Sie ebenfalls hinweisen. 
 
(6) Sie können den angeforderten Betrag auch dann 
noch nachzahlen, wenn unsere Kündigung wirksam 
geworden ist. Nachzahlen können Sie nur 
- innerhalb eines Monats nach der Kündigung 
- oder, wenn die Kündigung bereits mit der Frist-

setzung verbunden worden ist, innerhalb eines 
Monats nach Fristablauf. 

 
Zahlen Sie innerhalb dieses Zeitraums, wird die Kün-
digung unwirksam und der Vertrag besteht fort. Für 
Versicherungsfälle, die zwischen dem Ablauf der 
Zahlungsfrist und der Zahlung eintreten, besteht kein 
oder nur ein verminderter Versicherungsschutz. 
 
§ 11 Wie können Sie Zahlungsschwierigkei-
 ten überbrücken? 
Sofern Sie die Beiträge für Ihre Versicherung nicht 
mehr zahlen können, haben Sie neben einer Kündi-
gung (§ 12) oder Beitragsfreistellung der Versiche-
rung (§ 13) folgende Möglichkeiten: 
 
(1) Aussetzung der Beitragszahlung 
Wenn Ihre Versicherung mindestens 24 Monate be-
standen hat und bis dahin keine Beitragsrückstände 
angefallen sind, können Sie mit uns für einen Zeit-
raum von bis zu zwölf Monaten eine Aussetzung der 
Beitragszahlung vereinbaren. Die Aussetzung der 
Beitragszahlung müssen Sie in Textform beantra-
gen. Für den Aussetzungszeitraum wird die Versi-
cherung in eine beitragsfreie Versicherung gemäß 
§ 13 umgewandelt. Mit der Wiederaufnahme der Bei-
tragszahlung können Sie verlangen, die Versiche-
rungssumme ohne Gesundheitsprüfung wieder bis 
zur vor der Aussetzung der Beitragszahlung gelten-
den Höhe anzuheben. In diesem Fall müssen Sie 
auf die beitragsfreie Zeit entfallende Beiträge nach-
entrichten oder für die restliche Beitragszahlungs-
dauer höhere Beiträge zahlen. Nehmen Sie die Bei-
tragszahlung nicht wieder auf, wird Ihre Versiche-
rung als beitragsfreie Versicherung fortgeführt, wenn 
die verbliebene Versicherungssumme mindestens 
3.000,00 EUR beträgt. Ansonsten erlischt die Versi-
cherung und Sie erhalten den Auszahlungsbetrag 
gemäß § 12 Abs. 2. 
 
(2) Beitragsstundung 
Sie können mit uns für einen Zeitraum von bis zu 
zwölf Monaten eine vollständige oder teilweise Stun-
dung der Beiträge unter Aufrechterhaltung des Ver-
sicherungsschutzes vereinbaren, sofern die Versi-
cherung einen Rückkaufswert in Höhe der zu stun-
denden Beiträge aufweist. Die Beitragsstundung 
müssen Sie in Textform beantragen. Für bis zu 
sechs Monate erfolgt die Beitragsstundung zinslos, 
ab dem siebten Monat des Stundungszeitraums er-
heben wir Stundungszinsen. Die Höhe der Stun-
dungszinsen richtet sich nach unseren zu Beginn  
der Beitragsstundung gültigen Zinssätzen. Nach Ab-
lauf des vereinbarten Stundungszeitraums sind die 
gestundeten Beiträge nachzuzahlen. Sie können mit 
uns aber auch vereinbaren, dass wir die gestunde-
ten Beiträge in die während der restlichen Beitrags-
zahlungsdauer noch zu zahlenden Beiträge einrech-
nen. Alternativ können Sie mit uns auch eine Herab-
setzung des Versicherungsschutzes zum Ausgleich 
der gestundeten Beiträge vereinbaren.

§ 12 Wann können Sie Ihre Versicherung 
 kündigen und welche Leistungen er-
 bringen wir? 
Kündigung 
(1) Sie können Ihre Versicherung jederzeit zum 
Schluss der laufenden Versicherungsperiode in 
Textform kündigen. 
 
Auszahlungsbetrag 
(2) Nach einer Kündigung zahlen wir 
- den Rückkaufswert (Absätze 3 und 5), vermin-

dert um den Abzug (Absatz 4) sowie 
- Leistungen aus der Überschussbeteiligung (Ab-

satz 6). 
 
Beitragsrückstände werden von dem Auszahlungs-
betrag abgezogen. 
 
Rückkaufswert 
(3) Der Rückkaufswert ist nach § 169 Versiche-
rungsvertragsgesetz das nach anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik mit den Rechnungs-
grundlagen der Prämienkalkulation zum Schluss der 
Versicherungsperiode berechnete Deckungskapital 
der Versicherung. Bei Versicherungen mit laufenden 
Beiträgen ist der Rückkaufswert jedoch mindestens 
der Betrag des Deckungskapitals, das sich bei 
gleichmäßiger Verteilung der angesetzten Ab-
schluss- und Vertriebskosten auf die ersten 60 Mo-
nate der Vertragslaufzeit ergibt. Ist die vereinbarte 
Beitragszahlungsdauer kürzer als 60 Monate, vertei-
len wir diese Kosten auf die Beitragszahlungsdauer. 
In jedem Fall beachten wir die aufsichtsrechtlichen 
Höchstzillmersätze (siehe § 15 Abs. 2 Satz 4). 
 
Abzug bei Kündigung 
(4) Von dem nach Absatz 4 ermittelten Wert nehmen 
wir einen Abzug vor, der aus zwei Teilen besteht. 
Der erste Teil beträgt 0,1 % des Unterschiedsbetra-
ges zwischen der bisherigen Versicherungssumme 
und dem vorhandenen Deckungskapital, mindestens 
75,00 EUR. Der zweite Teil des Rückkaufswertes 
beträgt 0,04 % des Rückkaufswertes multipliziert mit 
der um 120 verminderten Anzahl der Monate bis 
zum Ende des Versicherungsjahres, in dem die ver-
sicherte Person das 85. Lebensjahr vollendet. Er be-
trägt jedoch höchstens 3 % des Rückkaufswertes bei 
Versicherungen gegen Einmalbeitrag und höchstens 
15 % des Rückkaufswertes bei sonstigen Versiche-
rungen. Der Abzug entfällt, wenn bereits mindestens 
¾ des Zeitraums vom Versicherungsbeginn bis zum 
Ende des Versicherungsjahres, in dem die versicher-
te Person das 85. Lebensjahr vollendet, vergangen 
sind. Bei beitragsfrei gestellten Versicherungen ent-
fällt er ebenfalls. Beziffert wird der Abzug in der Ta-
belle "Garantierte Rückkaufswerte und beitragsfreie 
Leistungen". 
 
Der Abzug ist zulässig, wenn er angemessen ist. 
Dies ist im Zweifel von uns nachzuweisen. Wir hal-
ten den Abzug für angemessen, weil mit ihm die 
Veränderung der Risikolage des verbleibenden Ver-
sichertenbestandes ausgeglichen wird. Zudem wird 
mit dem Abzug ein Ausgleich für kollektiv gestelltes 
Risikokapital vorgenommen. Weitere Erläuterungen 
zur Kalkulation des Abzugs finden Sie im Anhang zu 
den Versicherungsbedingungen. Wenn Sie uns  
nachweisen, dass der auf Grund Ihrer Kündigung 
von uns vorgenommene Abzug niedriger liegen 
muss, wird er entsprechend herabgesetzt. Wenn Sie 
uns nachweisen, dass der Abzug überhaupt nicht 
gerechtfertigt ist, entfällt er. 
 
Herabsetzung des Rückkaufswertes im Ausnah-
mefall 
(5) Wir sind nach § 169 Abs. 6 Versicherungsver-

tragsgesetz berechtigt, den nach Absatz 3 berechne-
ten Betrag angemessen herabzusetzen, soweit dies 
erforderlich ist, um eine Gefährdung der Belange der 
Versicherungsnehmer, insbesondere durch eine Ge-
fährdung der dauernden Erfüllbarkeit der sich aus 
den Versicherungsverträgen ergebenden Verpflich-
tungen, auszuschließen. Die Herabsetzung ist je-
weils auf ein Jahr befristet. 
 
Leistungen aus der Überschussbeteiligung 
(6) Für die Ermittlung des Auszahlungsbetrags wer-
den aus der Überschussbeteiligung folgende Leis-
tungen berücksichtigt: 
- Ein vorhandenes Guthaben aus der laufenden 

Überschussbeteiligung (Deckungskapital des 
Bonus, vgl. § 2 Abs. 2 Buchstabe c); 

- ein Schlussüberschussanteil, soweit ein solcher 
nach § 2 Abs. 2 Buchstabe d für den Fall einer 
Kündigung vorgesehen ist; 

- die Ihrer Versicherung gemäß § 2 Abs. 2 Buch-
stabe e gegebenenfalls zugeteilten Bewertungs-
reserven. 

 
Mögliche Nachteile einer Kündigung 
(7) Wenn Sie Ihre Versicherung kündigen, kann 
das für Sie Nachteile haben. Bei Versicherungen 
mit laufenden Beiträgen ist in der Anfangszeit 
der Versicherung wegen der Verrechnung von 
Abschluss- und Vertriebskosten (vgl. § 15) nur 
der Mindestwert gemäß Absatz 4 Satz 2 bis 4 als 
Rückkaufswert vorhanden. Auch in den Folge-
jahren erreicht der Rückkaufswert nicht unbe-
dingt die Summe der eingezahlten Beiträge. Bei 
Versicherungen gegen Einmalbeitrag ist der 
Rückkaufswert in den ersten Jahren der Ver-
tragslaufzeit in der Regel geringer als der gezahl-
te Einmalbeitrag, weil dem Einmalbeitrag die Ab-
schluss- und Vertriebskosten sowie ein Teil der 
übrigen Kosten entnommen werden. Außerdem 
wird bei einer Kündigung der in Absatz 4 ge-
nannte Abzug vorgenommen. Nähere Informati-
onen zur Höhe des garantierten Rückkaufswer-
tes können Sie der Tabelle "Garantierte Rück-
kaufswerte und beitragsfreie Leistungen" ent-
nehmen. 
 
Keine Beitragsrückzahlung 
(8) Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht 
verlangen. 
 
§ 13 Wann können Sie Ihre Versicherung 
 beitragsfrei stellen und welche Auswir-
 kungen hat dies auf unsere Leistun-
 gen? 
Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung 
(1) An Stelle einer Kündigung nach § 12 können Sie 
in Textform verlangen, ganz oder teilweise von der 
Beitragszahlungspflicht befreit zu werden (Beitrags-
freistellung). In diesem Fall setzen wir die Versiche-
rungssumme ganz oder teilweise auf eine beitrags-
freie Versicherungssumme herab. Diese wird nach 
den anerkannten Regeln der Versicherungsmathe-
matik für den Schluss der Versicherungsperiode, für 
die letztmalig ein vollständiger Beitrag gezahlt wur-
de, unter Zugrundelegung des Rückkaufswertes 
nach § 12 Abs. 3 errechnet. 
 
Abzug bei einer Beitragsfreistellung 
(2) Von dem aus Ihrer Versicherung für die Bildung 
der beitragsfreien Versicherungssumme zur Verfü-
gung stehenden Betrag nehmen wir einen Abzug 
vor, der aus zwei Teilen besteht. Der erste Teil be-
trägt 0,1 % des Unterschiedsbetrages zwischen der 
bisherigen Versicherungssumme und dem vorhan-
denen Deckungskapital, mindestens 75,00 EUR. Der 
zweite Teil beträgt 0,04 % des Rückkaufswertes 
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multipliziert mit der um 120 verminderten Anzahl der 
Monate bis zum Ende des Versicherungsjahres, in 
dem die versicherte Person das 85. Lebensjahr voll-
endet. Er beträgt jedoch höchstens 15 % des Rück-
kaufswertes. Der Abzug entfällt, wenn bereits min-
destens ¾ des Zeitraums vom Versicherungsbeginn 
bis zum Ende des Versicherungsjahres, in dem die 
versicherte Person das 85. Lebensjahr vollendet, 
vergangen sind. Beziffert wird der Abzug in der Ta-
belle "Garantierte Rückkaufswerte und beitragsfreie 
Leistungen". 
 
Der Abzug ist zulässig, wenn er angemessen ist. 
Dies ist im Zweifel von uns nachzuweisen. Wir hal-
ten den Abzug für angemessen, weil mit ihm die 
Veränderung der Risikolage des verbleibenden Ver-
sichertenbestandes ausgeglichen wird. Zudem wird 
mit dem Abzug ein Ausgleich für kollektiv gestelltes 
Risikokapital vorgenommen. Weitere Erläuterungen 
zur Kalkulation des Abzugs finden Sie im Anhang zu 
den Versicherungsbedingungen. Wenn Sie uns 
nachweisen, dass der auf Grund Ihres Verlangens 
der Beitragsfreistellung von uns vorgenommene Ab-
zug niedriger liegen muss, wird er entsprechend 
herabgesetzt. Wenn Sie uns nachweisen, dass der 
Abzug überhaupt nicht gerechtfertigt ist, entfällt er. 
 
Mögliche Nachteile einer Beitragsfreistellung 
(3) Wenn Sie Ihre Versicherung beitragsfrei stel-
len, kann das für Sie Nachteile haben. In der An-
fangszeit Ihrer Versicherung ist wegen der Ver-
rechnung von Abschluss- und Vertriebskosten 
(vgl. § 15) nur der Mindestwert gemäß § 12 Abs. 3 
Satz 2 bis 4 für die Bildung einer beitragsfreien 
Versicherungssumme vorhanden. Auch in den 
Folgejahren stehen nicht unbedingt Mittel in Hö-
he der gezahlten Beiträge für die Bildung einer 
beitragsfreien Versicherungssumme zur Verfü-
gung. Außerdem wird bei einer Beitragsfreistel-
lung der in Absatz 2 genannte Abzug vorgenom-
men. Nähere Informationen zur Höhe der bei-
tragsfreien Leistungen können Sie der Tabelle 
"Garantierte Rückkaufswerte und beitragsfreie 
Leistungen" entnehmen. 
 
Mindestversicherungsleistung für eine Beitrags-
freistellung 
(4) Haben Sie die vollständige Befreiung von der 
Beitragszahlungspflicht verlangt und erreicht die 
nach Absatz 1 und 2 zu berechnende beitragsfreie 
Versicherungssumme den Mindestbetrag von 
3.000,00 EUR nicht, können Sie Ihre Versicherung 
beenden und den Auszahlungsbetrag nach § 12 
Abs. 3 erhalten oder die Versicherung beitragspflich-
tig weiterführen. Eine teilweise Befreiung von der 
Beitragszahlungspflicht können Sie nur verlangen, 
wenn der verbleibende Beitrag mindestens 
120,00 EUR jährlich und die verbleibende Versiche-
rungssumme mindestens 3.000,00 EUR betragen. 
 
§ 14  Wie können Sie nach einer Beitragsfrei-
  stellung den ursprünglichen Versiche- 
  rungsschutz wiederherstellen? 
(1) Innerhalb von zwölf Monaten nach einer Bei-
tragsfreistellung der Versicherung können Sie ver- 
langen, die Beitragszahlung ganz oder teilweise 
wieder aufzunehmen und dadurch die Versiche-
rungssumme ohne Gesundheitsprüfung zu erhöhen 
(Wiederinkraftsetzung). Der Beitrag muss mindes-
tens 120,00 EUR jährlich und die Versicherungs-
summe mindestens 3.000,00 EUR betragen. 
 
(2) Mit der Wiederinkraftsetzung der Versicherung 
können Sie auch verlangen, die Versicherungssum-
me ohne Gesundheitsprüfung wieder bis zur vor der 
Beitragsfreistellung geltenden Höhe anzuheben. In 

diesem Fall müssen Sie auf die beitragsfreie Zeit 
entfallende Beiträge nachentrichten oder für die rest-
liche Beitragszahlungsdauer höhere Beiträge zahlen. 
 
(3) Die Wiederinkraftsetzung der Versicherung und 
die Wiederherstellung des ursprünglichen Versiche-
rungsschutzes erfolgen mit den bisherigen Rech-
nungsgrundlagen (vgl. § 1 Abs. 3). 
 
§ 15 Wie werden die Kosten Ihres Vertrages 
 verrechnet? 
(1) Mit Ihrem Vertrag sind Kosten verbunden. Diese 
sind in Ihren Beitrag einkalkuliert. Es handelt sich um 
Abschluss- und Vertriebskosten sowie übrige Kos-
ten. Zu den Abschluss- und Vertriebskosten ge-
hören insbesondere Abschlussprovisionen für den 
Versicherungsvermittler. Außerdem umfassen die 
Abschluss- und Vertriebskosten die Kosten für die 
Antragsprüfung und Ausfertigung der Vertragsunter-
lagen, Sachaufwendungen, die im Zusammenhang 
mit der Antragsbearbeitung stehen, sowie Werbe-
aufwendungen. Zu den übrigen Kosten gehören 
insbesondere die Verwaltungskosten. 
 
Die Höhe der einkalkulierten Abschluss- und Ver-
triebskosten sowie der übrigen Kosten und der darin 
enthaltenen Verwaltungskosten können Sie dem 
Produktinformationsblatt entnehmen. 
 
(2) Bei Versicherungen mit laufenden Beiträgen 
wenden wir das Verrechnungsverfahren nach § 4 
der Deckungsrückstellungsverordnung an. Dies be-
deutet, dass wir die ersten Beiträge zur Tilgung ei-
nes Teils der Abschluss- und Vertriebskosten heran-
ziehen. Dies gilt jedoch nicht für den Teil der ersten 
Beiträge, der für Leistungen im Versicherungsfall, 
Kosten des Versicherungsbetriebs in der jeweiligen 
Versicherungsperiode und auf Grund von gesetzli-
chen Regelungen für die Bildung einer Deckungs-
rückstellung bestimmt ist. Der auf diese Weise zu til-
gende Betrag ist nach der Deckungsrückstellungs-
verordnung auf 2,5 % der von Ihnen während der 
Laufzeit des Vertrages zu zahlenden Beiträge be-
schränkt. 
 
(3) Die restlichen Abschluss- und Vertriebskosten 
werden über die gesamte Beitragszahlungsdauer 
verteilt, die übrigen Kosten über die gesamte Ver-
tragslaufzeit. 
 
(4) Die beschriebene Kostenverrechnung hat zur 
Folge, dass in der Anfangszeit Ihrer Versicherung 
nur der Mindestwert gemäß § 12 Abs. 3 Satz 2 bis 4 
für einen Rückkaufswert oder zur Bildung einer bei-
tragsfreien Versicherungssumme vorhanden ist (vgl. 
§§ 12 und 13). Nähere Informationen zur Höhe der 
Rückkaufswerte und beitragsfreien Leistungen kön-
nen Sie der Tabelle "Garantierte Rückkaufswerte 
und beitragsfreie Leistungen" entnehmen. 
 
(5) Bei Versicherungen gegen Einmalbeitrag ent-
nehmen wir die Abschluss- und Vertriebskosten dem 
Einmalbeitrag. Die übrigen Kosten werden zum Teil 
dem Einmalbeitrag entnommen und ansonsten über 
die gesamte Vertragslaufzeit verteilt. 
 
§ 16 Welche Kosten stellen wir Ihnen geson-
 dert in Rechnung? 
(1) In folgenden Fällen stellen wir Ihnen pauschal 
zusätzliche Kosten gesondert in Rechnung: 
- Ausstellung eines neuen Versicherungsscheines 
- Fristsetzung in Textform bei Nichtzahlung von 

Folgebeiträgen 
- Verzug mit Beiträgen 
- Rückläufer im SEPA-Lastschriftverfahren 

- Erstellung von Angeboten für Vertragsänderun-
gen 

- Durchführung von Vertragsänderungen 
- Bearbeitung von Abtretungen oder Verpfändun-

gen. 
 
(2) Die Höhe der Pauschalen können Sie der jeweils 
gültigen Gebührenordnung entnehmen. Die Höhe 
der Pauschalen kann von uns nach billigem Ermes-
sen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuches) für die 
Zukunft geändert werden. Die jeweils gültige Gebüh-
renordnung können Sie jederzeit bei uns anfordern. 
 
(3) Wir haben uns bei der Bemessung der Pauscha-
len an dem bei uns regelmäßig entstehenden Auf-
wand orientiert. Sofern Sie uns nachweisen, dass 
die der Bemessung zu Grunde liegenden Annahmen 
in Ihrem Fall dem Grunde nach nicht zutreffen, ent-
fällt die Pauschale. Sofern Sie uns nachweisen, dass 
die Pauschale der Höhe nach niedriger zu beziffern 
ist, wird sie entsprechend herabgesetzt. 
 
(4) Sofern Steuern und andere öffentliche Abgaben 
anfallen, die sich unmittelbar aus dem Versiche-
rungsverhältnis begründen, werden wir Ihnen diese 
belasten. 
 
§ 17 Wie können Sie den Wert Ihrer Versi-
 cherung erfahren? 
(1) Sie erhalten von uns jährlich eine Mitteilung über 
den erreichten Stand der Überschussbeteiligung Ih-
rer Versicherung. 
 
(2) Auf Wunsch geben wir Ihnen den Wert Ihrer Ver-
sicherung jederzeit an. 
 
§ 18 Was gilt bei Änderung Ihrer Postan-
 schrift und Ihres Namens? 
(1) Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie 
uns unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) 
mitteilen. Anderenfalls können für Sie Nachteile ent-
stehen. Wir sind berechtigt, eine an Sie zu richtende 
Erklärung (z. B. Setzen einer Zahlungsfrist) mit ein-
geschriebenem Brief an Ihre uns zuletzt bekannte 
Anschrift zu senden. In diesem Fall gilt unsere Erklä-
rung drei Tage nach Absendung des eingeschriebe-
nen Briefes als zugegangen. Dies gilt auch, wenn 
Sie die Versicherung für Ihren Gewerbebetrieb ab-
geschlossen und Ihre gewerbliche Niederlassung 
verlegt haben. 
 
(2) Bei Änderung Ihres Namens gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 
 
§ 19 Welche weiteren Auskunftspflichten 
 haben Sie? 
(1) Sofern wir auf Grund gesetzlicher Regelungen 
zur Erhebung, Speicherung, Verarbeitung und Mel-
dung von Informationen und Daten zu Ihrem Vertrag 
verpflichtet sind, müssen Sie uns die hierfür notwen-
digen Informationen, Daten und Unterlagen  
- bei Vertragsabschluss,  
- bei Änderung nach Vertragsabschluss oder  
- auf Nachfrage  
unverzüglich - d. h. ohne schuldhaftes Zögern - zur 
Verfügung stellen. Sie sind auch zur Mitwirkung ver-
pflichtet, soweit der Status dritter Personen, die 
Rechte an Ihrem Vertrag haben, für Datenerhe-
bungen und Meldungen maßgeblich ist. 
 
(2) Notwendige Informationen im Sinne von Absatz 1 
sind beispielsweise Umstände, die für die Beurtei-
lung  
- Ihrer persönlichen steuerlichen Ansässigkeit,, 
- der steuerlichen Ansässigkeit dritter Personen, 

die Rechte an Ihrem Vertrag haben, und
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- der steuerlichen Ansässigkeit des Leistungsemp-
fängers 

maßgebend sein können. 
 
Dazu zählen insbesondere die deutsche oder aus-
ländische(n) Steueridentifikationsnummer(n), das 
Geburtsdatum, der Geburtsort und der Wohnsitz. 
Welche Umstände dies nach derzeitiger Gesetzes-
lage im Einzelnen sind, können Sie dem Merkblatt 
"Allgemeine Angaben über die Steuerregelungen für 
das Barmenia SterbeGeld Plus" entnehmen. 
 
(3) Falls Sie uns die notwendigen Informationen, 
Daten und Unterlagen nicht oder nicht rechtzeitig 
zur Verfügung stellen, gilt Folgendes: Bei einer 
entsprechenden gesetzlichen Verpflichtung mel-
den wir Ihre Vertragsdaten an die zuständigen in- 
oder ausländischen Steuerbehörden. Dies gilt 
auch dann, wenn gegebenenfalls keine steuerli-
che Ansässigkeit im Ausland besteht. 
 
(4) Eine Verletzung Ihrer Auskunftspflichten ge-
mäß Absatz 1 und 2 kann dazu führen, dass wir 
unsere Leistung nicht zahlen. Dies gilt solange, 
bis Sie uns die für die Erfüllung unserer gesetzli-
chen Pflichten notwendigen Informationen zur 
Verfügung gestellt haben. 
 
§ 20 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag 
 Anwendung? 
Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland Anwendung. Die Vertragssprache 
ist deutsch. 
 
§ 21 Wo ist der Gerichtsstand? 
(1) Für Klagen aus dem Vertrag gegen uns ist das 
Gericht zuständig, in dessen Bezirk unser Sitz liegt. 
Zuständig ist auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie 
zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz haben. 
Wenn Sie keinen Wohnsitz haben, ist der Ort Ihres 
gewöhnlichen Aufenthalts maßgeblich. Wenn Sie ei-
ne juristische Person sind, ist auch das Gericht zu-
ständig, in dessen Bezirk Sie Ihren Sitz oder Ihre 
Niederlassung haben. 
 
(2) Klagen aus dem Vertrag gegen Sie müssen wir 
bei dem Gericht erheben, das für Ihren Wohnsitz zu-
ständig ist. Wenn Sie keinen Wohnsitz haben, ist der 
Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts maßgeblich. 
Wenn Sie eine juristische Person sind, ist das Ge-
richt zuständig, in dessen Bezirk Sie Ihren Sitz oder 
Ihre Niederlassung haben. 
 
(3) Verlegen Sie Ihren Wohnsitz oder den Ort Ihres 
gewöhnlichen Aufenthalts in das Ausland, sind für 
Klagen aus dem Vertrag die Gerichte des Staates 
zuständig, in dem wir unseren Sitz haben. 
 

Anhang der Versicherungsbedingungen zu den 
Abzügen bei Kündigung oder Beitragsfreistel-
lung Ihrer Versicherung 
 
Bei Kündigung oder Beitragsfreistellung Ihrer Versi-
cherung werden die in §§ 12 und 13 der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen genannten Abzüge er-
hoben. Bei ihrer Kalkulation werden folgende Um-
stände berücksichtigt: 
 
Ausgleich für Veränderungen der Risikolage des 
verbleibenden Versichertenbestandes 
Die Kalkulation von Versicherungsprodukten basiert 
darauf, dass die Risikogemeinschaft sich gleichmä-
ßig aus Versicherungsnehmern mit einem hohen 
und einem geringeren Risiko zusammensetzt. Da 
Personen mit einem geringen Risiko die Risikoge-
meinschaft eher verlassen oder ihren Versiche-
rungsschutz durch eine Beitragsfreistellung reduzie-
ren als Personen mit einem hohen Risiko, erhöht 
sich durch eine Kündigung oder Beitragsfreistellung 
das Risiko in der Risikogemeinschaft. Daher wird in 
Form eines kalkulatorischen Ausgleichs sicherge-
stellt, dass dem verbleibenden Versichertenbestand 
durch die Kündigung oder Beitragsfreistellung kein 
Nachteil entsteht. 
 
Den Ausgleich von Veränderungen der Risikolage 
des verbleibenden Versichertenbestandes nehmen 
wir mit dem ersten Teil des Abzugs vor. 
 
Ausgleich für kollektiv gestelltes Risikokapital 
Wir bieten Ihnen im Rahmen des vereinbarten Versi-
cherungsschutzes Garantien und Optionen. Zur 
dauernden Erfüllbarkeit der daraus entstehenden 
Verpflichtungen sind wir gesetzlich verpflichtet, für 
jede Versicherung ein ausreichendes Risikokapital 
(Solvenzmittel) zu bilden. Zu Beginn Ihrer Versiche-
rung können die zur Erfüllung unserer Leistungsver-
pflichtung erforderlichen Solvenzmittel Ihrer Versi-
cherung nicht allein durch Ihre eingezahlten Beiträge 
und die mit den Beiträgen erwirtschafteten Erträge 
abgedeckt werden. Daher werden die Solvenzmittel 
Ihrer Versicherung zunächst vom Versichertenbe-
stand vorfinanziert. Die Ihrer Versicherung zur Ver-
fügung gestellten Solvenzmittel müssen während der 
Laufzeit Ihrer Versicherung an den Versichertenbe-
stand zurückgeführt werden. Außerdem muss Ihre 
Versicherung später selbst Solvenzmittel für Neuab-
schlüsse zur Verfügung stellen. Bei einer Vertrags-
kündigung oder einer Einstellung der Beitragszah-
lung wird die Rückführung der Solvenzmittel zu Las-
ten des verbleibenden Versichertenbestands been-
det. Außerdem werden nicht genügend Solvenzmit-
tel für Neuabschlüsse aufgebaut. Dies muss im 
Rahmen des Abzugs ausgeglichen werden. Der in-
terne Aufbau von Risikokapital ist regelmäßig für alle 
Versicherungsnehmer die günstigste Finanzie-
rungsmöglichkeit von Garantien und Optionen, da 
eine Finanzierung über externes Kapital wesentlich 
teurer wäre. Den Ausgleich für kollektiv gestelltes 
Risikokapital nehmen wir mit dem zweiten Teil des 
Abzugs vor. 


